
Interview

Im Kampf für die Sicherheit 
Ein Gespräch mit der St.Galler Regierungsrätin Karin Keller-Sutter 

Mit Karin Keller-Sutter 
tritt eine FDP-Politikerin, 
die gesamtschweizerisch 
schon viel Aufsehen er-
regt hat, erneut für die 
Wahl in die Regierung an.

In ihrem Bereich hat die St.Galler 
Regierungsrätin Karin Keller-Sut-
ter in den letzten acht Jahren für 
Änderungen gesorgt, die der Be-
völkerung mehr Sicherheit, aber 
auch mehr Gerechtigkeit garan-
tieren. Viele ihrer Pionier-Leis-
tungen sind von anderen Kanto-
nen oder gar gesamtschweizerisch 
übernommen worden. Doch sie 
ist noch nicht am Ziel, wie unser 
Interview belegt. Gerade die sich 
ebenfalls stark beschleunigenden 
gesellschaftlichen Entwicklungen 
verlangen stets nach Anpassun-
gen.  

Mit Ihren Neuerungen im Sicher-
heits- und Justizdepartement ha-
ben Sie auch gesamtschweize-
risch viel Aufsehen erregt (zum 
Beispiel Massnahmen gegen häus-
liche Gewalt und Zwangsheirat).  
Haben andere Kantone  (eventu-
ell Bund) nachgezogen, wenn ja, 
welche?  
Ja, die Wegweisung bei häuslicher 
Gewalt wurde praktisch schwei-
zweit übernommen. In Sachen 
Zwangsehe haben wir einen Leit-
faden erlassen, mit dem mögli-
che Opfer besser geschützt wer-
den. Diese Massnahmen sind bis-
her einzigartig. Sie haben zwar 
eine grosse Beachtung in Fach-
kreisen erfahren, sind bislang aber 
noch nicht übernommen worden. 
Beim Bund ist die Strafbarkeit der 
Zwangsehe hängig.  

Werden Sie das Sicherheits- und 
Justizdepartement in der neuen 
Legislaturperiode beibehalten 
oder ziehen Sie einen Departe-
mentswechsel in Erwägung? 
Ich fühle mich sehr wohl im Si-
cherheits- und Justizdepartement. 
Es besteht für mich deshalb kein 
Druck für einen Wechsel. 

Sie haben in den letzten Jahren 
sehr viel getan für eine Verbesse-
rung der Sicherheit im Kanton, 
zuletzt mit dem Vermummungs-
verbot und der Wegweisung im 
Polizeigesetz.  Sind überhaupt 
noch weitere Schritte zu ver-
stärkter Sicherheit in den nächs-
ten Jahren möglich und wenn ja 
welche? 
Die Arbeit in meinem Departe-
ment ist sehr nahe am Puls der Ge-
sellschaft. Negativentwicklungen 
sind sehr schnell spürbar. Oft wird 
erwartet, dass die Polizei das re-
gelt, was wir als Gesellschaft nicht 
mehr im Griff haben. Es ertönt 
dann der Ruf nach mehr Gesetzen 
und staatlicher Kontrolle. Gesell-
schaftliche Probleme zum Beispiel 
in der Erziehung oder bei der Inte-
gration können jedoch nicht ein-
fach an die Polizei delegiert wer-
den. Hier sind wir alle gefragt, in-
dem wir Grenzen setzen und uns 
der Beliebigkeit entgegenstellen. 
Die Polizei muss jedoch präven-
tiv präsent sein und dann eingrei-
fen, wenn das Recht verletzt wird. 
Und wir brauchen auch die ent-
sprechenden gesetzlichen Grund-

lagen wie die vorgeschlagene Weg-
weisung und das Vermummungs-
verbot. In diesem Sinn kann man 
sicher gezielt Verbesserungen er-
reichen. 

Das Kantonspolizeikorps ist kürz-
lich reorganisiert worden. Drän-
gen sich zur nochmaligen Stärkung 
der Effizienz beziehungsweise 
zum noch rascheren Einsatz bei 
grösseren Ereignissen, namentlich 
in der Nacht, weitere organisatori-
sche Änderungen auf?  
Die Schnelligkeit der polizeilichen 
Reaktion ist sehr wichtig. Wir ha-
ben deshalb ab 2004 die Patrouil-
lentätigkeit insbesondere wäh-
rend der Nachtstunden praktisch 
verdoppelt. Die Bevölkerung hat 
Anspruch auf schnelle Hilfe. Dies 
wurde auch durch die Ausstattung 
der Patrouillenfahrzeuge mit GPS 
verbessert. Der Disponent in der 
Notrufzentrale sieht so auf einen 
Blick, wo sich die nächste Pat-
rouille befindet. Eine weitere Ver-
besserung ergibt sich ab 2010, 
wenn bei der Kantonspolizei das 
Mobile Computing eingeführt wird. 
Der Arbeitsplatz der Zukunft wird 
weniger im Büro als im Patrouillen-
fahrzeug sein. Die Polizei soll da-
mit noch sichtbarer werden.

Bezüglich Kostendeckung der 
Polizei für Fussball-EM-Einsätze 
(innerhalb und ausserhalb des 
Ostschweizer Konkordats) ist 
noch immer wenig Konkretes be-
kannt. Gibt es jetzt Zusicherun-
gen? Wie lauten Ihre diesbezügli-
chen Forderungen?  
Polizeieinsätze zu Gunsten an-
derer Kantone werden normaler-
weise mit 600 Franken pro Poli-
zist und Tag entschädigt. In Bezug 

auf die EURO 08 hat die Konferenz 
der Kantonsregierungen bereits 
2005 entschieden, dass der Ein-
satz aufgrund der grossen Bedeu-
tung der Euro für die Schweiz gra-
tis zu leisten ist. An diesem Ent-
scheid ist nicht zu rütteln. Dies 
bedeutet, dass wir für den Einsatz 
der St. Galler Polizisten kein Geld 
bekommen.

Das Sicherheits- und Justizdepar-
tement sowie das Bildungsdepar-
tement beauftragen das Rechts-
wissenschaftliche Institut der 
Universität Zürich mit einer wis-
senschaftlichen Studie, in der das 
Ausmass der Jugenddelinquenz 
inner- und ausserhalb der Schule 
erhoben werden soll. Was erwar-
ten Sie von der Studie und wel-
che möglichen Schritte gegen die 
Jugenddelinquenz sind nach den 
bereits erfolgten noch zusätzlich 
denkbar?  
Zur Bekämpfung der Jugendge-
walt und der Jugendkriminalität 
haben wir bereits sehr viel unter-
nommen. So sind wir gerade da-
ran, im ganzen Kanton einen poli-
zeilichen Jugenddienst einzufüh-
ren, der repressiv und präventiv 
tätig sein soll. Sodann gibt es zahl-
reiche Präventionsprojekte in den 
Schulen und Gemeinden. Die Stu-
die Killias soll einerseits Rück-
schlüsse über das wahre Ausmass 
der Gewalt unter Jugendlichen ge-
ben und Ursachen aus Sicht der 
Jugendlichen beleuchten. Ande-
rerseits möchten wir natürlich 
auch wissen, ob unsere Massnah-
men greifen. Ich erwarte, dass wir 
aufgrund der Ergebnisse auch die 
Arbeit der Polizei, der Jugendan-
waltschaft und der Schulen in die-
sem Bereich noch verfeinern kön-

nen. Eine solche Schülerbefra-
gung wurde bislang erst im Kanton 
Waadt durchgeführt. Die St. Galler 
Studie wird sicherlich schweizweit 
Beachtung finden, da es keine neu-
eren Ergebnisse gibt und bei uns 
mehr als 6000 Personen befragt 
werden.

Sie haben einmal von der Mög-
lichkeit der Schaffung einer Ju-
gendstaatsanwaltschaft gespro-
chen.  Welche Vorteile ergäben 
sich und was würde sich gegen-
über  heute mit den Jugendanwäl-
ten ändern?
2010 soll die eidgenössische Straf-
prozessordnung eingeführt wer-
den. Bei dieser Gelegenheit soll 
geprüft werden, ob die Jugendan-
waltschaft innerhalb der Staatsan-
waltschaft eine stärkere Stellung 
erhalten soll. Dies wäre zum Bei-
spiel über einen Jugendstaatsan-
walt möglich, der als eigenständi-
ger Staatsanwalt in der Konferenz 
der Staatsanwälte Einsitz nehmen 
könnte. Damit könnte man die 
Kompetenz in dieser Frage stärken. 
Dies ist allerdings erst ein Gedan-
kenspiel und noch nicht spruch-
reif.

Ihr Ausländeramt gilt bezüglich 
Ausschaffungen und Wegweisun-
gen als besonders konsequent. 
Werden die Entscheide von den 
übergeordneten Instanzen (Ver-
waltungsrekurskommission, Ge-
richte)  in vollem Masse geschützt 
oder sind auch  Entscheidungen  
gegen das Ausländeramt erfolgt?
Die Statistik des Verwaltungsge-
richtes zeigt, dass sowohl das Aus-
länderamt wie auch die Entscheide 
des Departementes weitgehend be-
stätigt werden. Dies zeigt mir, dass 

unsere Praxis zwar konsequent, 
aber verhältnismässig ist. Kommt 
das Verwaltungsgericht in Ein-
zelfällen zu einem anderen Ent-
scheid, ist dies nicht ehrenrührig, 
sondern Teil unseres rechtstaatli-
chen Systems. Im Gegenteil: teils 
geht es uns auch darum, eine rich-
terliche Beurteilung zu erwirken. 
Damit kann die Praxis auf einem 
bestimmten Gebiet gefestigt wer-
den. Im sogenannten «Türkenfall» 
erwarten wir deshalb mit Span-
nung das Urteil des Bundesgerich-
tes. Wir wissen dann, wie stark das 
Integrationsverhalten beim Ent-
zug des Aufenthaltsrechts gewich-
tet werden darf. 

Die Motorfahrzeugsteuer soll nach 
ökologischen Kriterien ausgestal-
tet werden. Ist dabei wie in an-
deren Belangen eine ostschweize-
rische Abstimmung möglich oder 
gibt es erhebliche Unterschiede 
zum Beispiel zum Thurgau? Drän-
gen sich auf Grund des Vernehm-
lassungsverfahrens wesentliche 
Änderungen beim Gesetzesent-
wurf auf? 
Nein, das Vernehmlassungsverfah-
ren hat die grundsätzliche Stoss-
richtung bestätigt. Wir basieren 
im Moment auf der Energieeti-
kette, wie das die kantonale Jus-
tiz- und Polizeidirektorenkonfe-
renz (KKJPD) empfiehlt. Es ist da-
von auszugehen, dass die Kantone, 
die einen Systemwechsel vorneh-
men, sich an diese Empfehlung 
halten. Die Energieetikette ist je-
doch bezüglich Schadstoffausstoss 
nur bedingt aussagekräftig und als 
Zwischenlösung zu betrachten, bis 
der Bund die sogenannte Umwelt-
etikette einführt. Wichtig ist mir, 
dass die Revision ertragsneutral 
erfolgt. Mögliche Ausfälle müssen 
kompensiert werden, sonst entzie-
hen wir dem Strassenbau die Fi-
nanzen.

Im Regierungsprogramm (Pilot 
2007 bis 2011) führt die Regierung 
selbstkritisch an, dass dem Kanton 
auf parlamentarischer Ebene der 
Ruf anhafte, viel zu fordern und 
wenig Eigenleistung zu erbringen. 
Mithin sei der Kanton zu sehr auf 
den eigenen Vorteil und zu wenig 
auf das Gemeinwohl bedacht. Sie 
waren als Mitglied der Regierung 
schon bisher auf gesamtschweize-
rischer Ebene sehr aktiv. Können 
Sie als Departementsvorsteherin 
trotzdem im Sinne dieser Absicht 
künftig noch mehr tun zu dieser 
beabsichtigten Image-Korrektur?        
Das Image unseres Kantons konnte 
in den letzten Jahren bereits ver-
bessert werden. Ständiges Jam-
mern und Selbstmitleid bringen 
uns nicht weiter. Wir haben allen 
Grund, selbstbewusst aufzutreten. 
St. Gallen liegt im Zentrum der auf-
strebenden Region Bodensee. Die 
Grenzlage bietet vielfältige Chan-
cen zur Zusammenarbeit mit unse-
ren Nachbarn Vorarlberg, Fürsten-
tum Liechtenstein, Bayern und Ba-
den-Württemberg. Dies ist eine 
Stärke. Ausserdem konnten zum 
Beispiel in Bezug auf die Ansied-
lung des Bundesverwaltungsgerich-
tes oder den Bahnanschluss Zü-
rich-München wichtige Erfolge er-
zielt werden. 
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Karin Keller-Sutter: «Aufgrund der grossen Bedeutung der Euro 08 für die Schweiz sind Polizeieinsätze der Kantone gratis zu 
leisten.»   


